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Globale Armut. Noch immer lebt in den Entwicklungsländern jeder fünfte 
Mensch in absoluter Armut. Das heißt, diesen Männern, Frauen und Kindern 
stehen weniger als 1,25 Dollar am Tag zum Leben zur Verfügung. Trotzdem hat 
sich in den vergangenen 30 Jahren auf dem Gebiet der Armutsbekämpfung 
einiges getan – selbst in den Problemregionen Afrikas.

staaten dazu aufgerufen, die soge-
nannten Millenniumsziele verstärkt 
zu verfolgen. Zum Hintergrund: Im 
Jahr 2000 hatte die Staatengemein-

schaft beschlossen, dafür zu sorgen, 
dass sich das Leben der Menschen 
in den Entwicklungsländern bis zum 
Jahr 2015 deutlich verbessert.

Dazu wurden mehrere konkrete 
Ziele vorgegeben: Die Armut sollte 
deutlich verringert und Krankheiten 
sollten bekämpft werden, zudem 
wollte die Staatengemeinschaft im 
Kampf gegen den Hunger in der 
Welt und die in manchen Ländern 
hohe Kindersterblichkeit spürbare 
Fortschritte erzielen.

Nahezu unbemerkt von der Öf-
fentlichkeit hat sich auf diesen Ge-
bieten durchaus einiges getan, am 
Ziel ist man aber noch nicht:

•	 Gesundheit. Obwohl es gelungen 
ist, die Sterblichkeitsrate von Kin-
dern und Müttern deutlich zu senken 
und den Zugang zu Aids-Medika-
menten zu verbessern, sind die am-
bitionierten Millenniumsziele bis 
2015 nicht mehr zu erreichen. So 
starben in den Entwicklungsländern 
zuletzt 51 von 1.000 Kindern schon 
vor dem fünften Lebensjahr – das ist 
zwar ein Rückgang um rund 40 Pro-
zent gegenüber 1990. Bis zum 
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Angaben: kaufkraft- und inflationsbereinigt; Quelle: Weltbank

Entwicklungsländer: Armut zurückgedrängt
So viel Prozent der Bevölkerung hatten pro Tag weniger als 1,25 Dollar zum Leben
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dafür ist die bessere Wirtschaftsper-
formance in vielen afrikanischen 
Ländern südlich der Sahara (vgl. iwd 
47/2012).

Grundsätzlich hat die ökono-
mische Aufholjagd der „Dritten 
Welt“ die Armutsbekämpfung maß-
geblich erleichtert – zwei Drittel aller 
Fortschritte sind darauf zurückzu-
führen. Denn wo mehr produziert 
wird, kann auch mehr verteilt wer-
den. So betrug das Wirtschafts-
wachstum der Entwicklungs- und 
Schwellenländer zwischen 2000 und 
2010 jahresdurchschnittlich mehr als 
6 Prozent, während es in den 1980er 
Jahren nur bei rund 3,5 und in den 
1990er Jahren bei rund 4 Prozent lag.

Viele Länder haben inzwischen 
realisiert, dass die Bekämpfung der 
Armut auch das Wirtschaftswachs-
tum beschleunigt. Denn die Wachs-
tumsaussichten eines Landes verbes-
sern sich, wenn die Arbeitskräfte 
gesünder sind und Kinder zur Schu-
le gehen können, statt aus Geldman-
gel zu Hause mitarbeiten zu müssen.

Brasilien ist dabei mit einer neuen 
Form der Sozialpolitik zum Vorbild 
für viele Länder geworden. Kernele-
ment ist die sogenannte Bolsa Fami-
lia – ein Sozialtransfer in bar. Diese 
Hilfe für Arme wird aber nur ge-
zahlt, wenn bestimmte Bedingungen 
erfüllt sind. Vor allem müssen Fami-
lien ihre Kinder impfen lassen und 
zur Schule schicken.

Die Armut wurde vielerorts aber 
auch durch Umverteilung zurückge-
drängt – angefangen von Bodenre-
formen bis hin zu höheren Steuern 
für Vermögende.

Diskutiert wird ferner, über Stra-
ßenbenutzungsgebühren oder beson-
dere Verbrauchssteuern für Luxus-
güter die wachsende Mittelschicht in 
Afrika gezielt mit angemessenen 
Abgaben zu belasten.

in Subsahara-Afrika – 1981 waren 
es erst gut 10 Prozent.

Immerhin aber ist die Zahl der 
Ärmsten in der letzten Dekade mit 
einem Plus von 37 Millionen längst 
nicht mehr so stark gewachsen wie 
die Bevölkerung. Daher ist die Ar-
mutsquote in Subsahara-Afrika 
merklich zurückgegangen – von über 
59 Prozent im Jahr 1993 auf knapp 
49 Prozent im Jahr 2010. Ein Grund 

Jahr 2015 sollte die Kinder-
sterblichkeit aber um zwei Drittel 
gesunken sein.

•	 Armut. Das Ziel, die Armutsquo-
te in den Entwicklungsländern zwi-
schen 1990 und 2015 zu halbieren, 
ist bereits erreicht (Grafik Seite 1):

Der Anteil der Menschen, die von 
weniger als 1,25 Dollar pro Tag leben 
müssen, betrug im Jahr 2010 weniger 
als 21 Prozent – 1990 lag die Quote 
noch bei 43 Prozent, im Jahr 1981 
sogar bei 52 Prozent.

Selbst die globale Finanzkrise hat 
diesen Trend nicht umgekehrt – nicht 
einmal zeitweise. Vielmehr ist die 
Armut auch in den Krisenjahren 
weiter zurückgegangen.

Besonders eindrucksvoll sind die 
Fortschritte in der Region Ostasien/
Pazifik, wo der Anteil der absolut 
Ärmsten seit 1981 von über 77 Pro-
zent auf unter 13 Prozent gesunken 
ist. Dahinter stehen vor allem die 
Erfolge in China – das Land ist für 
mehr als 90 Prozent des Rückgangs 
der globalen Armut verantwortlich 
(Grafik):

Waren in China im Jahr 1981 noch 
über 830 Millionen Menschen absolut 
arm, so ist die Zahl bis zum Jahr 2009 
auf knapp 160 Millionen gesunken 
– trotz eines kräftigen Bevölkerungs-
wachstums.

In den anderen Entwicklungslän-
dern stieg die Zahl der Ärmsten bis 
zur Jahrtausendwende zwar weiter 
an – doch danach haben sich auch 
hier deutliche Fortschritte einge-
stellt: Seit 1999 geht immerhin knapp 
die Hälfte des Fortschritts bei der 
Armutsbekämpfung auf  die Ent-
wicklungsländer ohne China zurück.

Selbst aus Afrika südlich der Sa-
hara gibt es gewisse Erfolge zu mel-
den. Zwar bleibt die Situation dort 
angespannt. Denn aktuell lebt mehr 
als ein Drittel aller absolut Armen ©
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Wirtschaft kommt nur langsam in die Gänge

IW-Konjunkturumfrage. Die deutsche 
Wirtschaft wächst im kommenden Jahr 
zwar, allerdings nur in bescheidenem 
Tempo. Der leichte Konjunkturauf-
schwung dürfte in erster Linie zwei 
Ursachen haben: die steigende Produk-
tion und die anhaltend gute Beschäf-
tigungslage.

Wäre die deutsche Wirtschaft ein 
Auto, dann führe dieses momentan 
zwar schneller als im vergangenen 
Jahr – das derzeitige Tempo wird 
allerdings nicht reichen, um im kom-
menden Jahr auf die Überholspur 
zu wechseln. 

Das ist das zentrale Ergebnis der 
Herbst-Konjunkturumfrage des In-
stituts der deutschen Wirtschaft 
Köln (IW), an der sich mehr als 
3.300 Unternehmen der gewerb-
lichen Wirtschaft beteiligt haben. 
Zwar empfinden 37 Prozent der Be-
triebe die aktuelle Lage besser als im 
Vorjahr, und auch die Produktions-
perspektiven haben sich deutlich 
aufgehellt. Doch im Vergleich zu 
früheren Konjunkturaufschwüngen 
– ganz zu schweigen von wirtschaft-
lichen Boomphasen – fallen diese 
Fortschritte sehr verhalten aus.

Deshalb geht das IW Köln nach 
wie vor davon aus, dass die deutsche 
Wirtschaft im Jahr 2014 nur um 
rund 1½ Prozent zulegen wird. Da-
mit wird das hiesige Produktions-
potenzial auch im kommenden Jahr 
noch nicht vollständig genutzt. 

Die Ergebnisse der IW-Konjunk-
turumfrage im Einzelnen (Grafik):

•	 Produktion. Aktuell gehen rund 
42 Prozent der Betriebe von einer 
Zunahme ihrer Produktion aus, nur 
12 Prozent der Unternehmen rech-
nen für 2014 mit einer Abnahme. 
Mit einer gleichbleibenden Aktivität 
kalkulieren 46 Prozent der Betriebe, 
das sind in etwa genauso viele wie 
im Frühjahr.

Besonders optimistisch ist das 
Verarbeitende Gewerbe: 46 Prozent 
der Industrieunternehmen glauben, 
dass sie im kommenden Jahr mehr 
produzieren werden als in diesem 
Jahr. Unter den Herstellern von In-
vestitionsgütern geht sogar mehr als 
die Hälfte der Betriebe von einem 
Produktionsplus aus.

•	 Exporte. Jene Unternehmen, die 
Waren und Dienstleistungen ins 
Ausland verkaufen, schauen heute 
ein klein wenig zuversichtlicher in 

die Zukunft als im Frühjahr: Aktuell 
gehen 30 Prozent der Betriebe von 
steigenden Exporten aus, vor einem 
halben Jahr waren es erst 28 Prozent. 
Mit rückläufigen Ausfuhren rechnen 
knapp 12 Prozent der Unternehmen, 
das sind 3 Prozentpunkte weniger 
als in der Frühjahrsumfrage.

•	 Investitionen. Sie werden das 
Wirtschaftswachstum im kommen-
den Jahr nur in einem bescheidenden 
Maß begünstigen:

Derzeit will annähernd ein Drittel 
der Firmen 2014 zusätzliches Geld für 
Maschinen und Anlagen in die Hand 
nehmen, den Rückwärtsgang wird ein 
Sechstel einlegen.

Damit sind die Optimisten genau-
so stark vertreten wie im Frühjahr, 
lediglich der Anteil der Investitions-
bremser ist seither um 6 Prozent-
punkte geschrumpft.

•	 Beschäftigung. Der Arbeitsmarkt 
in Deutschland bleibt auf Expansi-
onskurs: Fast 28 Prozent der Be-
triebe planen Neueinstellungen im 
kommenden Jahr, knapp 16 Prozent 
rechnen mit einem Personalabbau. 
Gut die Hälfte der Firmen will ihre 
Beschäftigung immerhin konstant 
halten.
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Rest zu 100: gleichbleibend
Quelle: IW-Befragung von 2.616 Unternehmen in Westdeutschland und 689 Unternehmen in Ostdeutschland im Oktober/November 2013

Konjunktur: Firmen sind verhalten optimistisch
So viel Prozent der Unternehmen erwarten für das Jahr 2014 eine Abnahme der ... Zunahme der ...

Produktion

Exporte

Erträge

Investitionen

Beschäftigung

Westdeutschland

12,3 42,7

11,9 31,0

18,3 35,8

15,3 32,8

16,0 28,1

Ostdeutschland

11,4 39,9

10,1 20,4

19,4 31,7

22,5 29,7

15,5 25,0

Insgesamt

12,1 42,3

11,7 29,8

18,4 35,3

16,2 32,5

15,9 27,7



dieser Summe entfallen etwas mehr 
als 1.700 Milliarden Euro auf die 
Euroländer. Verglichen mit dem Re-
kordniveau des Jahres 2008 liegt das 
aktuelle Investitionsvolumen in der 
EU um gut 12 Prozent niedriger; im 
Euroraum wird der 2008er Wert so-
gar um fast 14 Prozent unterschrit-
ten. Die tiefe Investitionskrise zeigt 
sich auch in der Pro-Kopf-Rech-
nung: Die EU-Länder steckten im 
vergangenen Jahr durchschnittlich 
4.600 Euro je Einwohner in neue 
Anlagen – das waren 700 Euro we-
niger als 2008.

Investitionsanteil an der Wirt
schaftsleistung gesunken. Die Inves-
titionen in Europa haben sich in den 
vergangenen Jahren zudem noch 
schwächer entwickelt als die Wirt-
schaft insgesamt (Grafik):

Die Bruttoanlageinvestitionen be
tragen 2013 in der gesamten EU eben
so wie im Euroraum voraussichtlich 
weniger als 18 Prozent des Brutto
inlandsprodukts – das ist jeweils der 
niedrigste Wert seit Mitte der 1990er 
Jahre.

Als zum Beispiel die New Econo-
my zur Jahrtausendwende boomte 
– oder auch vor dem Ausbruch der 
globalen Finanzmarktkrise –, lag die 
Investitionsquote in Europa teils 
noch deutlich über 21 Prozent.

Aufschlussreich ist auch ein Ver-
gleich mit der Entwicklung in den 
USA: Dort ging die Investitionsquo-
te in den Jahren 2007 bis 2010 zwar 
noch stärker zurück als in Europa. 
Seitdem allerdings sind die Investi-
tionen in den Vereinigten Staaten 
wieder deutlich angestiegen, wäh-
rend sie in den EU-Ländern weiter 
schrumpften.

Stand bringen und wo der Staat 
Geld in die Hand nimmt, um zum 
Beispiel die Verkehrswege auszubau-
en, werden die Grundlagen für das 
Wachstum von morgen gelegt.

Der Blick auf die Investitionen in 
Europa stimmt allerdings wenig op-
timistisch. Im Einzelnen:

Investitionsvolumen stark ge
schrumpft. In der Europäischen Uni-
on werden die Bruttoanlageinvesti-
tionen – dazu zählen Investitionen 
in Maschinen, Geschäftsausstat-
tungen, Fahrzeuge, Wohn-, Fabrik- 
und Bürogebäude sowie die gesamte 
private und staatliche Infrastruktur 
– in diesem Jahr voraussichtlich rund 
2.300 Milliarden Euro betragen. Von 

Investitionen. In fast allen europäischen Ländern investieren Unternehmen 
und öffentliche Hand inzwischen deutlich weniger Geld in neue Produktions-
anlagen und die Infrastruktur als vor Beginn der Finanz- und Wirtschaftskrise. 
Diesen Trend gilt es umzukehren, weil sonst Wachstumschancen verspielt 
werden. Damit potenzielle Investoren wieder Vertrauen in die Zukunft fassen, 
müssen die EU-Staaten vor allem ein glaubhaftes Konzept zum Abbau der 
Staatsschulden vorlegen.

Die jüngste Leitzinssenkung 
durch die Europäische Zentralbank 
hat es noch einmal deutlich gemacht: 
Es läuft nicht rund mit der Wirt-
schaft in Europa. Zwar dürfte in 
vielen Krisenländern das Schlimms-
te vorbei sein (vgl. iwd 44/2013). 
Doch ein kräftiger Anstieg der Wirt-
schaftsleistung ist nirgendwo in 
Sicht.

In dieses nicht allzu erfreuliche 
Bild fügt sich auch die Entwicklung 
der Investitionen ein, die für das 
künftige Wirtschaftswachstum eine 
entscheidende Rolle spielen. Denn 
wo die Unternehmen neue Produk-
tionskapazitäten schaffen oder be-
stehende Anlagen auf den neuesten 
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Investitionsquoten international
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tungen im Zuge der Maßnahmen 
gegen die Staatsschuldenkrise noch 
auf sie zukommen könnten. Hier 
müssen die europäischen Regie
rungen baldmöglichst eine verläss
liche Lösung finden.

rück, weil sie über den wirtschafts
politischen Kurs in den einzelnen 
Ländern sowie in Europa insgesamt 
verunsichert sind. Denn noch immer 
können Betriebe und private Haus
halte nicht absehen, welche Belas

Erhebliche Unterschiede innerhalb 
Europas. Zwar haben viele Krisen
staaten wohl die härteste Phase hin
ter sich, dennoch geht es in einigen 
Ländern mit den Bruttoanlageinves
titionen auch in diesem Jahr weiter 
abwärts (Grafik). Zypern muss 2013 
wohl sogar das größte Minus der 
vergangenen Jahre verbuchen. Ge
nerell war der Rückgang der Investi
tionen vor allem in jenen Ländern 
dramatisch, die von der Schulden
krise betroffenen waren:

In Zypern, Griechenland und Ir-
land sind die Investitionen seit 2008 
um mehr als die Hälfte gesunken; in 
Spanien und Portugal verringerten sie 
sich um etwa 40 Prozent.

Diese Zahlen sind selbst dann 
alarmierend, wenn man berücksich
tigt, dass das frühere Investitionsni
veau oft nicht tragfähig war – was 
zum Beispiel die geplatzte Immobi
lienblase in Spanien gezeigt hat.

Zwar gibt es auch einige EU
Staaten, die mit einem positiven In
vestitionstrend aufwarten können 
– allen voran Schweden, wo seit 2008 
unterm Strich gut 20 Prozent mehr 
in neue Maschinen, Büros und Stra
ßen investiert wurde.

Doch in vielen anderen, ansons
ten wirtschaftlich robusten Ländern 
bremste die Rezession in den Krisen
staaten die Investitionstätigkeit 
ebenfalls aus. Dies gilt nicht zuletzt 
für Deutschland, für dessen Unter
nehmen Europa nach wie vor ein 
wichtiger Markt ist: Die Anlage
investitionen traten in der jüngsten 
Vergangenheit mehr oder weniger 
auf der Stelle.

Die Unternehmen halten sich vor 
allem deshalb mit Investitionen zu
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Zypern Griechenland Irland

-56,0 -54,0 -53,6

Spanien Portugal Niederlande

-41,6
-37,5

-18,6

Italien Dänemark Vereinigtes Königreich

-16,9
-12,4 -11,0

Finnland Frankreich Belgien

-4,1
-1,2-2,8

Deutschland Österreich Schweden

3,1

20,2

11,0

Länderauswahl; Ursprungsdaten: Eurostat

Investitionen in Krisenländern kollabieren
Veränderung der nominalen Bruttoanlageinvestitionen gegenüber Vorjahr in Prozent
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Erfolgreiche Netzwerke

KLIMZUG. Vom Hitzetelefon über Heu-
trocknungsanlagen bis hin zu mobilen 
Hochwasserschutzsystemen – im Rah-
men der Fördermaßnahme „KLIMZUG 
– Klimawandel in Regionen zukunfts-
fähig gestalten“ sind über 150 Projekte 
angestoßen worden. Der Staat unter-
stützte dabei sieben Regionen mit 
mehr als 80 Millionen Euro. Nach fünf 
Jahren läuft KLIMZUG nun aus.

Welche Veränderungen durch den 
Klimawandel sind in Deutschland 
zu erwarten und wie können wir 
damit umgehen? Um diese Fragen 
zu beantworten, hat das Bundes
ministerium für Bildung und For
schung 2008 die Fördermaßnahme 
KLIMZUG ins Leben gerufen. Aus 
zahlreichen Bewerbungen wurden 
sieben Modellregionen ausgewählt: 
Dresden, Nordhessen, die Emscher
LippeRegion/Ruhrgebiet, Metro
polregion Hamburg, BremenOlden
burg, die deutsche Ostseeküste und 
BerlinBrandenburg. In Netzwerken 

mit Partnern aus Wissenschaft, 
Wirtschaft, Gesellschaft und Politik 
wurden Themen vom Küstenschutz 
bis hin zu landwirtschaftlichen Fra
gestellungen untersucht (Grafik).

Wissenschaftler und Experten ha
ben zum Beispiel neue Strategien für 
den Hochwasserschutz entwickelt, 
den Obstanbau verbessert und neue 
Bewässerungstechniken getestet. 
Außerdem untersuchten sie, wie sich 
steigende Temperaturen und Ex
tremwetterlagen auf  ältere Men
schen sowie Menschen mit bestimm
ten Vorerkrankungen auswirken. 
Die Ergebnisse wollen Politik und 
Wirtschaft in ihre Planungen und 
Entscheidungen einbeziehen.

Das Institut der deutschen Wirt
schaft Köln (IW) hat die Fördermaß
nahme KLIMZUG begleitet und 
bundesweit Vertreter aus Unterneh
men und Gemeinden befragt, welche 
klimabedingten Veränderungen sie 
erwarten und wie der Klimawandel 
ihre Arbeit beeinflusst.

Für Kommunen und Unternehmen 
sind vor allem Wetterextreme wie 
Frost, Hitzeperioden, Stürme und 
Starkregen ein Problem – beispiels-
weise weil sie den Transport von Ma-
terialien schwierig machen.

Am stärksten spüren Land und 
Forstwirtschaft, Wasserversorgung 
sowie der Bereich Gesundheit die 
Auswirkungen des Klimawandels.

Um diese so gering wie möglich 
zu halten, wurden praktische Lö
sungen erarbeitet: In Hamburg zum 
Beispiel gibt es nun innovative mo
bile Hochwasserschutzsysteme. Mit
hilfe von beweglichen Wänden, die 
sich schnell in Fenster und Türen 
einbauen lassen, sind Gebäude bei 
Hochwasser zuverlässig bis zu einer 
Höhe von einem Meter abgedichtet. 
In Nordhessen wurden Heutrock
nungsanlagen entwickelt, die Solar
energie nutzen. So trocknen Heubal
len innerhalb von 4 anstelle der üb
lichen 20 Stunden. Ein weiteres 
Beispiel ist das Hitzetelefon „Son
nenschirm“ in Kassel: Es informiert 
kostenlos über alle Hitzewarnungen 
ab Stufe 2 des Deutschen Wetter
dienstes und gibt Verhaltenstipps.

Gemeinsam mit Akteuren aus 
Wirtschaft und Kommunen Maß
nahmen zur Anpassung an den Kli
mawandel zu erforschen und umzu
setzen, hat sich als sehr erfolgreich 
erwiesen. Es bleibt zu hoffen, dass 
die regionalen Netzwerke auch ohne 
Förderung bestehen bleiben und die 
erarbeiteten Strategien von anderen 
Regionen übernommen werden. 
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KLIMZUG: Mehr als 150 Projekte zum Klimawandel
Im Rahmen der Fördermaßnahme KLIMZUG wurden in sieben Regionen Deutschlands 
in diesen Bereichen Vorhaben zum Umgang mit dem Klimawandel durchgeführt
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Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft

Weitere Informationen gibt es unter 
www.klimzug.de



Kantine, Kicker, Kita 

Nicht-monetäre Vergütungen. Geld 
allein macht nicht glücklich – diese 
Weisheit gilt auch im Job. Unterneh-
men, die ihren Mitarbeitern etwas 
Gutes tun wollen, erhöhen deshalb 
nicht nur die Gehälter, sondern bieten 
auch mal ganz handfeste Extras an.

Es gibt viele Möglichkeiten für 
Arbeitgeber, ihre Beschäftigten mit 
nicht-monetären Vergütungsbe-
standteilen bei der Stange zu halten: 
Das kann ein Firmenwagen sein, 
eine kostenlose Mitgliedschaft im 
Fitnessclub oder ein schickes Eck-
büro. Auch Betriebskindergärten, 
bezuschusste Englischkurse und 
simple Kickertische im Pausenraum 
kommen bei den Mitarbeitern oft 
besser an als der entsprechende Ge-
genwert in bar.

Eine einheitliche Definition, was 
genau solche nicht-monetären Zu-
satzleistungen sind, gibt es nicht. 
Gemeinsam ist ihnen lediglich, dass 
die Kosten dafür der Arbeitgeber 
trägt. Weil der damit – anders als bei 
Gehaltszahlungen – auch den Ver-
wendungszweck vorgibt, trifft das 
Extra aber nicht immer den Ge-
schmack oder die Bedürfnisse aller.

Am weitesten verbreitet ist hier-
zulande – wenn auch mit abneh-
mender Tendenz – die vom Chef 
subventionierte Mittagsverpflegung 
(Grafik):

Jeder sechste Arbeitnehmer kam 
2010 in den Genuss einer Betriebs-
kantine oder eines Essenszuschusses.

Nicht ganz so häufig, aber immer 
öfter erhalten Mitarbeiter technische 
Goodies: Jeder sechzehnte sozialver-
sicherungspflichtig Beschäftigte be-
kam 2010 von seiner Firma ein Han-

dy für den Privatgebrauch, jeder 
achtzehnte einen Firmenwagen, den 
er auch in seiner Freizeit nutzen 
durfte, und jeder zweiundzwanzigste 
einen PC für zu Hause.

Es gibt viele Gründe, warum Ar-
beitgeber sich neben dem Gehalt, 
das sie ihren Beschäftigten monat-
lich zahlen, auch für gastronomische 
oder gesundheitsfördernde Ange-
bote einspannen lassen:

•	 Unternehmen können ihren Mit-
arbeitern Waren und Dienstleis-
tungen in der Regel kostengünstiger 
anbieten, weil ein Betrieb aufgrund 
des größeren Nachfragevolumens oft 
Mengenrabatte aushandeln kann.

•	 Mithilfe von Gesundheitspro-
grammen, Betriebskindergärten 
oder exklusiven Vertriebsprämien – 
Stichwort Sportwagen – lässt sich ein 
attraktives Arbeitgeberimage auf-
bauen, das die Bindung der Mitar-
beiter an die Firma fördert und der 
gezielten Anwerbung bestimmter 
Beschäftigtengruppen dient.

•	 Kinderbetreuung, Firmen-Han-
dys und -Laptops ermöglichen ein 
flexibleres und entspannteres Arbei-
ten. Viele Extras fördern zudem die 
bessere Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf.

•	 Die gezielte Vergabe knapper Res-
sourcen an Mitarbeiter, die beson-
ders leistungsstark sind, erhöht die 
Arbeitsmotivation, ohne dass solche 
„Statussymbole“ die leer ausgegan-
genen Mitarbeiter gänzlich demoti-
vieren. Ein knappes Gut kann ein 
kostenloser Firmenparkplatz oder 
aber auch ein größeres Büro sein. 

•	  Arbeitgeber, die Extras bieten, 
erhöhen die Produktivität nachweis-
lich mehr als solche, die lediglich 
mehr Geld in Aussicht stellen. In 
einem Experiment steigerten Mit-
arbeiter, denen eine Sachprämie 
winkte, ihren Arbeitseinsatz um 
durchschnittlich 25 Prozent. Die An-
kündigung eines höheren Stunden-
lohns hatte dagegen keinen Effekt 
auf die Arbeitsleistung. 
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Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte: in Voll- und Teilzeit 
Ursprungsdaten: Sozio-oekonomisches Panel

Die Goodies der Arbeitgeber
So viel Prozent der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in Deutschland 
erhielten folgende Extras

verbilligtes Essen in der 
Betriebskantine oder 
einen Essenszuschuss

einen Firmenwagen 
für die private Nutzung

einen Computer/Laptop 
für zu Hause

2006 2008 2010

4,9

3,7

4,9

3,6

5,4

ein Handy für den privaten 
Gebrauch oder die Übernahme 
von privaten Telefonkosten

5,8 5,4 6,1

4,5

16,8 16,018,5



Gewerkschaften. Vor einigen Jahren 
war der Unterschied noch deutlich 
größer, bei der jüngsten Bundestags-
wahl aber haben sich die Gewerk-
schaftsmitglieder dem allgemeinen 
Wahltrend angepasst und orientierten 
sich mehr in die politische Mitte. Unter 
dem Strich wählen sie allerdings immer 
noch mehrheitlich links.

Nachdem sich die schwarz-gelbe 
Regierung im September verabschie-
den musste, bahnt sich eine Große 
Koalition an. Dies dürfte auch den 
Gewerkschaftern gefallen, stimmten 
doch immerhin fast 70 Prozent von 
ihnen für CDU/CSU und SPD.

Die Unionsparteien legten im Ver-
gleich zur Bundestagswahl 2009 bei 
den Wählern insgesamt um 7,7 Pro-
zentpunkte zu. Mit 7,4 Punkten fiel 
das Plus bei den Stimmen der Ge-
werkschaftsmitglieder nicht viel klei-
ner aus (Grafik). Dies ist ein erstaun-
liches Ergebnis, hatten sich doch 
Merkel und Co. eindeutig gegen den 

allgemeinen gesetzlichen Mindest-
lohn ausgesprochen.

Bei der SPD ging es nach den 
Verlusten 2005 und 2009 wieder 
leicht aufwärts – mit einem Plus von 
2,7 Prozentpunkten bei allen bzw. 
2,4 Punkten bei den Gewerkschaf-
tern. Dass die SPD als Arbeiterpar-
tei keine größere Resonanz bei den 
Anhängern von ver.di und Co. fin-
det, hängt immer noch mit den 
Hartz-Reformen von 2003 zusam-
men. Damals wanderten viele Ge-
werkschafter zur Linken ab. Inzwi-
schen machen die Sozialdemokraten 
aber wieder Boden gut: Die SPD tritt 
für einen gesetzlichen Mindestlohn 
von 8,50 Euro ein, will die Zeitarbeit 
zurückdrängen und befristete Ar-
beitsverträge abschaffen – alles The-
men, die Gewerkschaftsfunktio-
nären und -mitgliedern gleicherma-
ßen gefallen.

Die kleineren Parteien mussten am 
22. September sowohl bei allen Wäh-
lern als auch bei den Gewerkschafts-
mitgliedern Verluste hinnehmen.

Die FDP flog infolgedessen aus 
dem Bundestag. Aber auch die Lin-
ke verlor: insgesamt 3,3 Prozent-
punkte, bei den Gewerkschaftern 
sogar 6,1 Punkte. 

Das Wahlverhalten von Gewerk-
schaftsmitgliedern spiegelt zwar das 
Prinzip der Einheitsgewerkschaft 
wider, die weltanschauliche Interes-
sen bündeln und parteipolitisch neu-
tral sein will. Insgesamt haben die 
Gewerkschafter – wenngleich mit 
rückläufiger Tendenz – aber doch 
mehrheitlich links gewählt. Bei der 
Wahl 2009 kamen SPD, Die Linke 
und Bündnis 90/Die Grünen zusam-
men auf 60,5 Prozent der Gewerk-
schafterstimmen, vier Jahre später 
waren es 55,3 Prozent.
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Alle Wähler 2009

Quelle: Forschungsgruppe Wahlen

Wie Gewerkschafter wählen
Bundestagswahl-Ergebnisse in Prozent

CDU/CSU 33,8
SPD 23,0
FDP 14,6
Grüne 10,7
Die Linke 11,9
AfD 0,0

Alle Wähler 2013
CDU/CSU
SPD
FDP
Grüne
Die Linke
AfD

41,5
25,7
4,8
8,4
8,6
4,7

SPD
33,5

SPD
35,9

Die Linke
17,1

Die Linke
11,0

Grüne
9,9

Grüne
8,4

AfD
4,5

FDP
9,2

CDU/CSU   
25,0 CDU/CSU   

32,4
Gewerkschafts-
mitglieder 2009

Gewerkschafts-
mitglieder 2013FDP

2,5


